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RESOLUTION 67/26

Verabschiedet auf der 48. Plenarsitzung am 3. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/402, Ziff. 7)1.

67/26. Vertrag über die Kernwaffenfreie Zone Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/53 vom 10. Dezember 1996 und 56/17 vom 29. November 2001
und alle ihre anderen einschlägigen Resolutionen sowie die Resolutionen der Organisation der afrikanischen
Einheit und der Afrikanischen Union,

sowie unter Hinweis auf die Unterzeichnung des Vertrags über die Kernwaffenfreie Zone Afrika (Ver-
trag von Pelindaba)2 am 11. April 1996 in Kairo,

ferner unter Hinweis auf die bei diesem Anlass verabschiedete Erklärung von Kairo3, in der betont wur-
de, dass kernwaffenfreie Zonen, insbesondere in Spannungsregionen wie dem Nahen Osten, den Frieden und
die Sicherheit weltweit und in den Regionen fördern,

unter Hinweis auf die vom Präsidenten des Sicherheitsrats am 12. April 1996 im Namen der Ratsmit-
glieder abgegebene Erklärung4, in der es hieß, dass die afrikanischen Länder mit der Unterzeichnung des Ver-
trags einen wichtigen Beitrag zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit geleistet haben,

in der Erwägung, dass die Schaffung von kernwaffenfreien Zonen, insbesondere im Nahen Osten, die
Sicherheit Afrikas und die Bestandfähigkeit der Kernwaffenfreien Zone Afrika festigen würde,

1. weist mit Befriedigung darauf hin, dass der Vertrag über die Kernwaffenfreie Zone Afrika (Ver-
trag von Pelindaba)2 am 15. Juli 2009 in Kraft getreten ist;

2. fordert die afrikanischen Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, den Vertrag mög-
lichst bald zu unterzeichnen und zu ratifizieren;

3. begrüßt die Abhaltung der ersten Konferenz der Vertragsstaaten des Vertrags über die Kernwaf-
fenfreie Zone Afrika (Vertrag von Pelindaba) am 4. November 2010 in Addis Abeba und sieht der zweiten
Konferenz der Vertragsstaaten im November 2012 mit Interesse entgegen;

4. dankt den Kernwaffenstaaten, welche die sie betreffenden Protokolle zu dem Vertrag2 unterzeich-
net haben, und fordert diejenigen Staaten, welche die sie betreffenden Protokolle noch nicht ratifiziert haben,
auf, dies so bald wie möglich zu tun;

5. fordert die Staaten, auf die sich das Protokoll III des Vertrags bezieht, auf, sofern sie es nicht be-
reits getan haben, alles Erforderliche zu tun, um die rasche Anwendung des Vertrags auf Hoheitsgebiete si-
cherzustellen, für die sie de jure oder de facto völkerrechtlich verantwortlich sind und die innerhalb der Gren-
zen der in dem Vertrag festgelegten geografischen Region liegen;

6. fordert die afrikanischen Staaten, die Vertragsparteien des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen5 sind, auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, entsprechend dem Vertrag umfassende Siche-
rungsabkommen mit der Internationalen Atomenergie-Organisation zu schließen und so die Bestimmungen
des Artikels 9 Buchstabe b und des Anhangs II des Vertrags von Pelindaba zu erfüllen sowie auf der Grund-
lage des am 15. Mai 1997 vom Gouverneursrat der Organisation gebilligten Musterprotokolls Zusatzproto-
kolle zu ihren Sicherungsabkommen zu schließen;

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Mexiko, Neuseeland und Nigeria
(im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrikanischen Staaten sind).
2 Siehe A/50/426, Anlage.
3 A/51/113-S/1996/276, Anlage.
4 S/PRST/1996/17; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats, 1996.
5 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl.
1978 Nr. 15; öBGBl. Nr. 258/1970; AS 1977 471.
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7. dankt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, der Vorsitzenden der Kommission der Afri-
kanischen Union und dem Generaldirektor der Internationalen Atomenergie-Organisation, dass sie den Un-
terzeichnerstaaten des Vertrags gewissenhaft wirksame Unterstützung gewährt haben;

8. beschließt, den Punkt „Vertrag über die Kernwaffenfreie Zone Afrika“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/27

Verabschiedet auf der 48. Plenarsitzung am 3. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/404, Ziff. 7)6.

67/27. Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation im Kontext der 
internationalen Sicherheit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/70 vom 4. Dezember 1998, 54/49 vom 1. Dezember 1999,
55/28 vom 20. November 2000, 56/19 vom 29. November 2001, 57/53 vom 22. November 2002, 58/32 vom
8. Dezember 2003, 59/61 vom 3. Dezember 2004, 60/45 vom 8. Dezember 2005, 61/54 vom 6. Dezember
2006, 62/17 vom 5. Dezember 2007, 63/37 vom 2. Dezember 2008, 64/25 vom 2. Dezember 2009, 65/41 vom
8. Dezember 2010 und 66/24 vom 2. Dezember 2011,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen über die Rolle von Wissenschaft und Technologie im Kon-
text der internationalen Sicherheit, in denen sie unter anderem anerkannte, dass wissenschaftlich-technische
Neuentwicklungen sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke genutzt werden können und dass auf
zivile Anwendungsmöglichkeiten ausgerichtete wissenschaftlich-technische Fortschritte gewahrt und geför-
dert werden müssen,

in Anbetracht der erheblichen Fortschritte, die bei der Entwicklung und Anwendung der neuesten Infor-
mationstechnologien und Telekommunikationsmittel erzielt worden sind,

feststellend, dass dieser Prozess ihrer Meinung nach die größten Chancen bietet, die Entwicklung der
Zivilisation voranzubringen, die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zugunsten des gemeinsamen Wohls al-
ler Staaten auszuweiten, das schöpferische Potenzial der Menschheit zu steigern und die Verbreitung von In-
formationen innerhalb der Weltgemeinschaft weiter zu verbessern,

in diesem Zusammenhang an die Konzepte und Grundsätze erinnernd, die auf der vom 13. bis 15. Mai
1996 in Midrand (Südafrika) abgehaltenen Konferenz „Informationsgesellschaft und Entwicklung“ formu-
liert wurden,

eingedenk der Ergebnisse der am 30. Juli 1996 in Paris abgehaltenen Ministerkonferenz über Terroris-
mus und der von ihr abgegebenen Empfehlungen7,

sowie eingedenk der Ergebnisse des Weltgipfels über die Informationsgesellschaft, der vom 10. bis
12. Dezember 2003 in Genf (erste Phase) und vom 16. bis 18. November 2005 in Tunis (zweite Phase) abge-
halten wurde8,

6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Ägypten, Angola, Arabische Repu-
blik Syrien, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Belarus, Brasilien, China, Costa Rica, Demokratische Republik Kongo, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, El Salvador, Gambia, Guatemala, Indien, Indonesien, Ka-
sachstan, Kirgisistan, Kolumbien, Kuba, Madagaskar, Mali, Myanmar, Nicaragua, Russische Föderation, Serbien, Sierra Leone,
Simbabwe, Sudan, Tadschikistan, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Usbekistan und Vietnam. 
7 Siehe A/51/261, Anlage.
8 A/C.2/59/3, Anlage, und A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf
(Genfer Grundsatzerklärung) und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc5d.pdf (Genfer Aktionsplan), http://
www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung von Tunis) und http://www.un.org/Depts/
german/conf/wsis-05-tunis-doc-6rev1.pdf (Tunis-Agenda).




